
Bundesrat Drucksache 211/04 (Beschluss)

14.05.04

Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Amsterdamer Straße 192, 50735 Köln
Telefon: 0221/97668-0, Telefax: 0221/97668-338

ISSN 0720-2946

Beschluss
des Bundesrates

Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und
des Rates über die Zertifizierung von mit dem Führen von Trieb-
fahrzeugen und Lokomotiven im Eisenbahnnetz der Gemein-
schaft betrautem Zugpersonal
KOM(2004) 142 endg.; Ratsdok. 7148/04

Der Bundesrat hat in seiner 799. Sitzung am 14. Mai 2004 gemäß §§ 3 und 5
EUZBLG die folgende Stellungnahme beschlossen:

1. Der Bundesrat begrüßt vom Grundsatz die Initiative der Kommission zur Ein-
führung eines einheitlich geregelten Befähigungsnachweises für Triebfahrzeug-
führer. Allerdings hätte eine Umsetzung der im Richtlinienvorschlag ent-
haltenen Regelungen ins nationale Recht im Vergleich zur gegenwärtigen Rege-
lung auf (freiwilliger) Unternehmensbasis einen nicht zu rechtfertigenden
Mehraufwand bei den Eisenbahnen und insbesondere auch bei den Aufsichts-
behörden zur Folge. Eine solche Entwicklung steht im Widerspruch zu den De-
regulierungs- und Personaleinsparungsbemühungen der Länder.

2. Der Bundesrat bittet daher die Bundesregierung, bei den weiteren Verhand-
lungen sich dafür einzusetzen, dass insbesondere

- der Anwendungsbereich der Richtlinie auf Triebfahrzeugführer in grenz-
überschreitenden Diensten begrenzt wird. Die Kommission stellt fest, dass
ausschließlich im grenzüberschreitenden Verkehr Schwierigkeiten durch
unterschiedliche Regelungen der Mitgliedstaaten bestehen. Für eine Einbe-
ziehung des in der betrieblichen Praxis überwiegenden Teils der aus-
schließlich national tätigen Triebfahrzeugführer besteht daher kein Bedürf-
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nis. Dies gilt ebenso für die Einbeziehung anderer Bediensteter;

- der Triebfahrzeugführerschein von dem Eisenbahnunternehmen auszu-
stellen ist, bei dem der Triebfahrzeugführer beschäftigt ist.

Die Erteilung der Befähigungsnachweise sollte der unternehmerischen
Kompetenz des jeweiligen Eisenbahnunternehmens überlassen werden. Um
am Eisenbahnverkehr teilnehmen zu können, muss das Eisenbahnunter-
nehmen eine Sicherheitsbescheinigung erlangen. Voraussetzung hierfür ist
die Beachtung des einzelstaatlichen Rechts über die Sicherheitsanforde-
rungen an das Personal. Es muss insbesondere den Nachweis führen, dass
das Fahr- und Begleitpersonal der Züge die erforderliche Ausbildung be-
sitzt, um die vom Betreiber der Infrastruktur angewandten Verkehrsregeln
einzuhalten und im Interesse des Zugverkehrs auferlegte Sicherheits-
vorschriften zu beachten. Das Eisenbahnunternehmen bietet daher Gewähr
für den Einsatz qualifizierten Personals und kann dem Personal die ent-
sprechenden Bescheinigungen ausstellen.

3. Zudem hat sich die in Deutschland eingeführte bzw. zur Anwendung empfoh-
lene Führerschein-Richtlinie in der Praxis bewährt. Daher wird die Bundesre-
gierung gebeten, bei den weiteren Verhandlungen darauf hinzuwirken, dass das
bisher in Deutschland eingeführte Verfahren für die Erteilung, Einschränkung
und Entziehung von Eisenbahnfahrzeug-Führerscheinen weiterhin angewandt
werden kann.

4. Der Bundesrat begrüßt es, dass der Richtlinienvorschlag im Rahmen der Min-
destanforderungen für die Erteilung einer Fahrerlaubnis den vom Bewerber
durch eine medizinische Untersuchung zu führenden Nachweis seiner phy-
sischen und psychischen Eignung für das Führen von Lokomotiven und Trieb-
fahrzeugen vorsieht.

5. Das in Artikel 9 Abs. 2 des Richtlinienvorschlags hinsichtlich der Qualifikation
des die Untersuchung durchführenden Arztes vorgesehene Erfordernis einer
Promotion ist nach Auffassung des Bundesrates nicht geeignet, die bezweckte
fachliche Qualität der Untersuchung zu erzielen. Nach bundesdeutschem Recht
dient die ärztliche Promotion ausschließlich dem Nachweis einer wissenschaft-
lichen Arbeit zu einem bestimmten medizinischen Thema. Sie berechtigt da-
gegen nicht zu einer Ausübung des ärztlichen Berufs.
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Das gewünschte Regelungsziel erfordert es nach Auffassung des Bundesrates,
in Artikel 9 Abs. 2 des Richtlinienvorschlags an einen von der zuständigen Be-
hörde anerkannten, zur Berufsausübung zugelassenen Arzt anzuknüpfen.


